
 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG Drucksache 19/1889 
19. Wahlperiode 10.12.2019 

Änderungsantrag 
 

der Fraktion der SPD       
 

zu Drucksache 19/1863 

Beschlussempfehlung des Wirtschaftsausschusses zu 

Klare Regeln für Vermietung von Ferienunterkünften über Buchungsportale 

Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache 19/930 

Fairer Wettbewerb bei der Vermietung von Ferienunterkünften 

Alternativantrag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP, 
Drucksache 19/979 

Der Landtag wolle beschließen: 

 

Der Antrag Drucksache 19/979 wird um folgenden Absatz ergänzt: 

 

„Es ist insbesondere zu prüfen 

1. wie viele Ferienunterkünfte und Wohnungen in Schleswig-Holstein über 
Buchungsportale vermietet werden und wie sich diese Zahl seit 2015 entwickelt hat.  

2. welche Auswirkungen die Vermietung von Privatwohnungen an Feriengäste 
auf den Wohnungsmarkt in Schleswig-Holstein, insbesondere im Hamburger Umland 
und den touristischen Hochburgen sowie in Kiel, Lübeck und Flensburg hat. 

3. welche Möglichkeiten den Kommunen in Schleswig-Holstein offen stehen oder 
zur Verfügung gestellt werden könnten, die Vermietung von Wohnraum zu 
touristischen Zwecken entsprechend den regionalen Gegebenheiten zu regulieren. 
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4. ob eine ordnungsgemäße Abführung von Steuern und Abgaben grundsätzlich 
gewährleistet ist und mit welchen Mitteln die Steuerverwaltung und die 
Kommunalverwaltungen bei der Bewältigung der Herausforderungen durch 
Vermietungen von Ferienunterkünften über Buchungsportale gestärkt werden 
können. Dabei sind auch die Möglichkeiten einer Registrierungspflicht sowie der 
datenschutzkonformen Übermittlung von Nutzerdaten zu prüfen. 

5. ob die rechtlichen Rahmenbedingungen und Möglichkeiten bestehen, um in 
Schleswig-Holstein durch das Land oder die Kommunen Verträge mit den Betreibern 
von Buchungsportalen über die freiwillige Weiterleitung der für die Abführung von 
Steuern oder Abgaben notwendigen Daten zu schließen.  

Die Landesregierung wird gebeten, dem Landtag im zweiten Quartal 2020 über die 
Ergebnisse schriftlich zu berichten.“ 

 

 

Beate Raudies 
und Fraktion 


